
Bundessozialgericht

_ } RK 105/78 -

Verkündet am
28. November 4979

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevpllmächtigte:......o...................o.

g e g e n

......O'.OODOCÜOIOOOU......OOCOOO..OOOOOOOOO......

Beklagte und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmä0htigte:‚.................oo.‚......

Der 5. Senat des Bundéssozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 28. November 1979
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Sozialgerichts Iübeck vom 22. Mai 1978 aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung und

Ehtscheidung an das Sozialgericht zurückverwiesen.
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1

Stre;n1g 15t d1e Höhe des für die Krankengeldberechnung

maßgebwneen Regellohns„

Der Kläger war nach längerer Arbeitslosigkeit ab 12. Juli

1976 ver3lcherungspfliehtig beschäft1gt und leistete regel—

mäß1g übezstunden„ Wegen Arbe‘fsmangels wurde ihm zum

18. Üeptember 1976 gekündigt„ Am 30. September 1976 wurde

er infolge eines truher er31ttenen Arbe13sunfalls arbeits-

unfänag krans. Eine Meldung berm Arbeitsamt erfolgüanicht.

Die Bekl gt? zahlte ihm Krankengeld bis zum ?„ November 4976.

Ansc;‘ießend arbextete er wieder bei seinem früheren Arbeit-

gebe; und le; tete abermals regelmäßig Überstunden. Am
19. j;;uar “377 trat be1 1hm als Folge des alten Arbeits-

unfe?;e erneut Arbeitsvrfählgkeit ein. Sein Arbeitsverhält—

nis wurde durch K■zdigvng am 27„ Januar 4977 aufgelöst. Bis

zu daemon Tag erhielt er Lohnfortzahlung. Dann zahlte ihm

d1e Beklagte Krankengeld bis 5. Juni 1977. In beiden Fällen
ließ sie ber der Krankengeldberechnung die vom Kläger ge—

lersteten Überstunden außer Betracht. Sein jeweils einge-
legter W1dersprueb hatte keinen Erfolg.

Das 8 z;algericht (SG) hat die gegen beide Widerspruchsbe-
scheide erhobenen Klagen zu gemeinsamer Verhandlung und

Entscheidung verbunden und mit Urteil vom 22. Mai 1978 ab—

gew1esen Zur Begründung hat es ausgeführt: Wegen des

der hrankengeldberechnung zugrundeliegenden Lohnersatz—

prinzrps könnten Überstunden nur berücksichtigt werden‚

wenn das Arbe1tsverhältn:s als Voraussetzung der leistung

weiterer Überstunden aueh während des Krenkengeldbezugs-
zeitraums Iortbestehe. Das sei hier nicht der Fall ge-

wesen.
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Mit der — zugelassenen - Sprungrevision rügt der Kläger

Verletzung des 5 482 Abs 4 und 5 der Reichsversichérungs-

ordnung (EVO). Bei der Krankengeldberechnung sei für die

Berücksichtigung von Überstunden nur entscheidend, daß

diese bis zum Beginn der Arbeitsunfähigkeit geleistet

worden seien, nicht dagegen, ob sie auch in Zukunft ge—
leistet worden wären; denn für die Höhe des Krankengeldes

sei das innerhalb eines festgelegten Zeitraums der Vergan—

genheit erzielte Arbeitsentgelt maßgebend.

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil einschließlich der ihm

zugrundeliegenden Bescheide aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, ihm unter Einbeziehung

von Überstunden in die Regellohnberechnung für
die Zeiten vom 21. September bis 7. November 4976

und vom 28. Januar bis 5. Juni 1977 ein höheres

Krankengeld zu gewähren.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und meint,
Überstunden hätten nur dann berücksichtigt werden können,

wenn der Kläger während des Krankengeldbezuges in einem

nicht beendeten Beschäftigungsverhältnis gestanden hätte.

II

Die Revision des Klägers ist begründet, Sie führt zur Zurückw
verweisung des Rechtsstreits an das SG; denn dessen tatsäch—

liche Feststellungen reichen für eine abschließende Ent—
scheidung nicht aus.
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Nach € 182 Abs 4 Sen: 1 EVO in seiner durch das Rehabilitations-

Anglerchungsgesetz-vom ). August 1974 (RehaAnglG, BGB] 1 1881)

geschaffenen (@ 21 Nr je RehaAnglG), seit dem 1. Oktober 1974

geltenden (@ 45 Abs 1 RehaAnglß) und deshalb hier anwendbaren

Fassung beträgt das - für den Kalendertag zu zahlende — Kran—

kengeld 80 vH des wegen der Arbeitsunfähigkeit entgangenen

regelmäßigen Entgelte (Regellohn)„ Die Berechnung des Regel-

lohns richtet sich gemäß % 182 Abs 4 Satz 2 BVDnach den Ab—
sätzen &, 6 und 9 dieser Vorschrift. Danach ist von dem Ent—

gelt auszugehen, das der Vers nherte im letzten vor Beginn

der Arbeivsunfahigkeit abgerecnneten lohnabrechnungszeit—

raum, n;ndestens währenl der letzten abgerechneten vier wo-

chen tde; - "alle das Entgelt monatlich bemessen wird — wäh-

rend des letzten vor diesem Zeitpunkt abgerechneten Kalender-

monats (Bemessungszeitraum) er21elt ha? (% 182 Abs 5

Satz 1 und } RVU}. Der Regellohn bemißt sich also nach

dem Entnelt‚ das der Vereicherte zuletzt als Arbeitsfähiger

erhalten hat„ Das hat der Senat schon in seinem Urteil vom
10. November 1977 (PSGE AS, 126, 128 = SozR 2200 5 182 RVO
Nr 26} ausgesprochen. Er hat ausgeführt, daß nicht der

Termin des Zahlungsbeginns als Eintritt der leistungs—

pf11cht bezeichnet werden kann, weil der Anspruch auf

Krankengeld durch den Eintritt der Arbeitsunfähigkeit

ausgelöst wird (5 182 Abs 1 Nr 2 RVO)„ Dieser Zeitpunkt

ist auch maßgebend für die zeitliche Begrenzung des Kran—

kengeldanspruchs; denn die in 5 185 Abs 2 Satz 1 BVD ge-
nannte Frist von drei Jahren rechnet vom Zeitpunkt der

Arbeitsumfähigk.it an. Diesen den Grund des Anspruchs
betreffenden Vorschriften korrespondiert dl€ Regelung

der Anspruchshöhe durch 5 182 Abs 5 EVO, bei der eben—
falls auf den Zeitpunkt der Arbertsunfähigkeit abgestellt

w1rd. Daraus erhellt, daß nach dem gesamten Regelungssystem

der Anspruch auf Krankengeld maßgeblich beeinflußt wird

durch den Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitsumfähigkeit,

der als Anspruchsvoreussetzung für das Krankengeld weit—
gehend verselbständigt ist (BSGE 18, 122, 125 = SozR Nr 6 zu

...5-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


S 482 RVG). Dieser Zeitpunkt ist somit für die Leistungspflicht

der Krankenkasse entscheidend, Das zeigt SlCh am deutlichsten

daran, daß die Krankenkasse von diesem Zeitpunkt an Krankengeld

gewähren muß, wenn der Versicherte nach 5 4 Abs 4 Satz 2

oder Abs 2 oder nach 5 5 des Lohnfortzahlungsgesetzes oder

nach 5 482 Abs 40 RVOvom Arbeitgeber keine Zahlungen er—
hält. Wenn auch der Eintritt der Arbeitsunfähigkeit nicht

als eigenständiger Versicherungsfall anzusehen ist, so hat
b

dieses Ereignis als wesentliche Voraussetzung für den Kranken—

geldanspruch doch eine so weittragende Bedeutung, daß es ent-

scheidend für die Begründung und Bestimmung des Anspruchs ist.

Der Senat ist in dem genannten Urteil deshalb zu dem Ergebnis

gekommen, daß Lohnerhöhungen, die zwischen dem Eintritt der

Arbeitsunfähigkeit und dem Beginn der Krankengeldzahlung er-
folgen, nicht auf dessen Berechnung wirken.

Hierfür spricht auch, daß zwischen dem maßgeblichen Arbeits-

entgelt und dessen Begrenzung nach oben ein unmittelbarer
Zusammenhang besteht; denn beide orientieren sich am jeweiligen

Lohnniveeu. Eine völlige Deckungsgleichheit läßt sich zwar
nicht erzielen, weil der Bemessungsze1traum bei Leistungsfällen,

die sich zu Jahresbeginn ereignen, noch in das Vorjahr fallen
kann„ Diese Divergenz in Einzelfällen, die sich aus der notwen—

digen Schematisierung normativer Regelungen ergibt, recht—

fertigt jedoch nicht die Zugrundelegung eines Zeitpunktes, der

unter Umständen lange nach dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit

liegt„ Auch der Grundsatz, daß das versicherungsrechtliche
Risiko nicht ohne ausdrückliche gesetzliche Regelung nach Ehn—

tritt des Versicherungs— oder Leistungsfalles zum Nachteil
des Versicherungsträgers verschoben werden darf, legt es nahe,

die Entwicklung nach dem Eintritt der Arbe;tsunfähigkeit bei
der Anwendung des 5 182 Abs 4 iVm Abs 5 und 9 außer Betracht

zu lassen, Das gilt um so mehr, als nunmehr durch den am 4' Oktc»

ber 4974 in Kraft getretene1Abeatz 8 dieser Vorschrift sicherge»

stellt wird, daß bei längerwährenden Leistungsfällen eine An—

passung des Krankengeldes erfolgt, die sich an der Regelung des

5 4272 RVO ausrichtet„
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Daß der Kläger, als er am 20„September 1976 erstmals ar-

beitsuniähig wurde„ infolge der zum 18„ September 1976 er-

folgten Kündigung seines Beschäftigungsverhält■isses bei

Eäntritt dieser Arbeitsunfähigkeit schon seit 2 Tagen nicht

mehr versicherungspfliehtig beschäftigt war, ist hier eben—

sowenig von Bedeutung wie es entscheidend darauf ankommt,

ob diese Arbeitsunfähigkeit auf einer schon vor dem 18° Sep—

tember 1976 behandlungsbedürftig gewesenen Erkrankung be—

ruhte, der Versicherungsfall also noch während des Beschäfti-

gungsverhältnisses des Klägers eingetreten war° Wie der

Senat im Anschluß an die Rechtsprechung des Reichsversiche—

rungsamtes (BVA, vgi GE Nr 5545, AN 1944, 58) bereits mehr-
fach entschieden hat, entstehen Ansprüche auf Krankengeld

auch dann, wenn der Versicherungsfall der Krankheit während

der Mitgliedschaft, die Arbeitsunfähigkeit dagegen erst nach\

Beendigung des Beschäftigungeverhältnisses, aber noch während

der die Krankenpflege betreffenden nachgehenden 26—Wochen—Frist

des 5 185 Abs 1 Satz 2 BVD eingetreten ist (vgl BSG in KVRS

2510/4; BSGE26, 57, 59 SozRNr -1szu 5 185 RVO;45. 11,
15 = SozR 2200 5 183 EVO Nr 11). Sollte der Versicherungsfall

hier jedoch erst nach dem 180 September 1976 und damit nach

der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses des Klägers

eingetreten sein, dann wäre der Krankengeldanspruch nach 5 214
Abs 1 RVG begründet, da der Kläger unmittelbar vor dem Aus—
scheiden aus der Versicherung mindestens 6 Wbchen versichert

war.

Für die Einbeziehung von Überstunden in die Regellohnberech-

nung aber kommt es nicht darauf an‚ ob der Versicherte,

falls er nicht arbeitsunfähig geworden wäre‚ auch künftig

Überstunden geleistet hätte. Allein entscheidend ist auch

insoweit lediglich, ob er die Überstunden bei Ehntritt seiner
Arbeitsunfähigkeit geleistet hat (5 Krauskopf/Schroeder—

Printzen, Soziale Krankenversicherung, Stand August 1978

5 182 Anm 4„6 unter Bezugnahme auf Töne, BB 1962, 415 ff,
hier insbes S. 416 V Nr 1 Buchst a u. S‘ 417 Nr 3). Für seine
gegenteilige Auffassung beruft sich das SG zu Unrecht auf
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")

die Lohnersatzfunktion des Krankengeldes. Gerade sie er—

fordert es, daß sich die Höhe des Krankengeldes jeweils nach

dem vor Eintritt der Arbeitsunfähigkeit bezogenen Lohn rich—

tet; denn die bisherige Lebenshaltung des Versicherten läßt

sich mit Hilfe des Krankengeldes nur dann möglichst weit—

gehend sichern, wenn als Ende der für die Krankengeldberech—

nung zu berücksichtigenden Lohnsituation der Zeitpunkt des

Eintritts der Arbeitsuniähigkeit in Betracht kommt (vgl

BSGE 5, 285, 287/288). Deshalb ist das für die Lohnfort—
zahlung geltende Loh.;usfallprinzip‚ bei dem auch Lohn—

änderungen, die nach dem Eintritt der Arbeitsunfähigkeit

erfolgen, zugunsten bzw zuungunsten des Arbeitnehmers be-

rück511htigt werden, bei der Krankengeldberechnung nicht

anwendbar. Als "entgangenes regelmäßiges Entgelt", also als

"Regellohn" (@ 482 Abs 4 Satz 1 RVG) gilt hier nicht der
dem arbeitsunfähig gewordenen Versicherten im Einzelfall

während der Zeit seiner Arbeitsunfähigkeit tatsächlich ent—

gangene Verdienst, sondern das von ihm in dem Referenzzeit-

raum vor Eintritt der Arbeitsunfähigkeit erzielte Entgelt,

das kraft unwiderlegbarer gesetzlicher Vermutung als das-

jenige Entgelt gilt, das er unter normalen Verhältnissen

während der Arbeitsunfähigkeit verdient hätte (vgl BSGE 42,
465, 168).

Überstunden gehören jedoch nur dann zu den "sich aus dem
Inhalt des Arbeitsverhältnisses ergebenden regelmäßigen

wöchentlichen Arbeitsstunden" (S 482 Abs 5 Satz 2 BVG) und
sind deshalb nur dann in die Regellohnberechnung einzube—

ziehen, wenn sie mindesvens während der letzten abgerech—

neten } Monate oder 45 Wochen regelmäßig, dh ohne längere

Unterbrechungen geleistet werden Sind. War der Versicherte

— wie der Kläger - bei Eintritt der Arbeitsunfähigkeit noch

nicht 5 Monate bzw 43 wochen beschäftigt. dann richtet sich

die Zahl der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitsstunden i. S,

des 5 182 Abs 5 Satz 2 RVO aber nach den Verhältnissen eines

in demselben Betrieb während der ganzen } Monate bzw 15 wechen

tätig gewesenen gleichartigen Beschäftigten° Beides hat der
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Senat bereits entschieden (vgl BSGE 55, 126, 128/129 =
SozR Nr 57 zu 5 182 RVG; vgl auch BSGE 56, 55, 58/59 =
SozR Nr 59 zu 5 182 RVG). Ob die regelmäßige wöchentliche

Arbeitszeit des Klägers in den beiden Krankheitsfällen vor

Eintritt seiner Arbeitsunfähigkeit regelmäßig Überstunden
enthalten hat, ist nicht ersichtlich; es fehlen insoweit

Feststellungen hinsichtlich der Verhältnisse eines in dem-

selben Betrieb während der jeweils in Betracht kommenden
_vollen } Monate'bzw 15 Wochen tätig gewesenen gleichartigen

Beschäftigten. Der Senat als Revisionsgericht kann diese

Feststellungen nicht nachholen. Das SG wird deshalb den

Sachverhalt weiter aufklären müssen.

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

des SG vorbehalten.
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